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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Entlastung und Beschleunigung des Vollzugs des Naturschutz-
rechts und anderer Vorschriften“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/18826 
 
 
 
 
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 1 wird nach Buchstabe c) folgender Buchstabe d) angefügt: 
 

„d) Die Angabe zu § 83 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 83 Übergangsbestimmungen““ 
 

b) Nach Nummer 12 wird die folgende Nummer 13 eingefügt:  
 

„13. § 62 wird aufgehoben.“ 
 

c) Die bisherigen Nummern 13 bis 17 werden zu den Nummern 14 bis 18. 
 

d) Nach Nummer 18 wird folgende Nummer 19 eingefügt: 
 

„19. § 83 wird wie folgt gefasst: 
 

aa) Die Überschrift des § 83 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 83 
Übergangsbestimmungen“ 

 
bb) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
 
cc) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

 
„(2) Die Mittel aus der Abgabe gemäß § 62 Absatz 2 Satz 1 Landesna-
turschutzgesetz vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 568), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 16 des Gesetzes vom 11. März 2025 
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(GV. NRW. S. 288) geändert worden ist, in der am [einsetzen: Datum 
des Tages vor dem Inkrafttreten] geltenden Fassung, verwenden die 
oberen Naturschutzbehörden nach den bisher geltenden Vorschriften 
für die die Anlage und Unterhaltung von Reitwegen sowie für Ersatz-
leistungen nach § 59 Absatz 4.““ 

 
e) Die bisherige Nummer 18 wird zu Nummer 20. 

 
2. In Artikel 3 Satz 2 wird die Angabe „15“ durch die Angabe „16“ ersetzt. 
 
Begründung 
 
Die ersatzlose Streichung des § 62 LNatSchG NRW ist sachlich geboten, weil die Reitabgabe 
seit Jahren weder wirtschaftlich sinnvoll noch praktisch vollzugsfähig ist. Der Landesrech-
nungshof hat bereits 2019 festgestellt, dass der Verwaltungsaufwand in keinem Verhältnis zu 
den Einnahmen steht und die Kontrollen unzureichend sind.1 Eine Kontrolle der Reitabgabe 
hält das Ministerium für nicht leistbar.2 Die seitens des Ministeriums angeführten Maßnahmen 
der Gespräche mit den Reiterverbänden und die Information der Reiter über die Abgabe sowie 
das Vertrauen auf die abschreckende Wirkung der Geldbußen bei Verstößen gegen die Kenn-
zeichnungspflicht sind ausweislich des Landesrechnungshofes nicht ausreichend. Angesichts 
der geringen Kontrolle ist das Entdeckungsrisiko zudem nicht nennenswert. Damit erlangt die 
Reitabgabe eher den Charakter einer freiwilligen Leistung.3 
 
Dadurch entsteht eine strukturelle Ungleichbehandlung zulasten derjenigen, die die Abgabe 
ordnungsgemäß entrichten, während Verstöße kaum festgestellt werden. 
 
Auch auf institutioneller Ebene wird die bestehende Regelung zunehmend kritisch bewertet. 
Die von der Landesregierung eingesetzte Transparenzkommission hat sich ausführlich mit 
Reitkennzeichen und Reitabgabe befasst und deren Abschaffung ausdrücklich empfohlen.4  
 
Zudem sind Reiterinnen und Reiter die einzige Nutzergruppe in Wald und Landschaft, die für 
die Nutzung bestehender Wege ein Entgelt zahlen müssen, obwohl andere Freizeitaktivitäten 
vergleichbare Belastungen verursachen. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Sonderbe-
lastung besteht nicht mehr, zumal das Reitrecht inzwischen liberalisiert wurde und Reiterinnen 
und Reiter überwiegend das allgemeine Wegenetz nutzen. 
 
Um die Finanzierung von Wegeunterhaltung und naturschutzbezogenen Maßnahmen den-
noch sicherzustellen, wird die Einrichtung einer eigenen Kostenstelle im Landeshaushalt vor-
geschlagen. Ein jährlicher Ansatz von 1 Million Euro schafft Planungssicherheit, erhöht die 
Transparenz und reduziert den Verwaltungsaufwand erheblich. Die pauschale Haushaltsfinan-
zierung ersetzt ein ineffizientes Abgabensystem durch eine moderne, wirtschaftliche und bü-
rokratiearme Lösung. 
 

 
1 Vgl. LANDESRECHNUNGSHOF NORDRHEIN-WESTFALEN (2020): Jahresbericht 2020 des Lan-
desrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2019 (Ar-
tikel 86 Abs. 2 LV, § 97 LHO). Düsseldorf, S. 12 u. 161-164. (= LT-Drs. 17/11153); Vgl. Vorlage 
17/4634. 
2 Vgl. LANDESRECHNUNGSHOF NORDRHEIN-WESTFALEN (2020): Jahresbericht 2020 des Lan-
desrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2019 (Ar-
tikel 86 Abs. 2 LV, § 97 LHO). Düsseldorf, S. 162 (= LT-Drs. 17/11153). 
3 Vgl. ebenda S. 163. 
4 Vgl. Vorlage 17/6009, S. 191 ff. S. 201. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19814 

 
 

3 

Die Abschaffung der Reitabgabe stärkt die Gleichbehandlung aller Naturnutzer, entlastet Bür-
gerinnen und Bürger und beseitigt ein überholtes, verwaltungsintensives Instrument. Sie ist 
damit ein konsequenter Schritt hin zu einer zeitgemäßen, effizienten und nutzerfreundlichen 
Regelung im Natur- und Freizeitbereich Nordrhein‑Westfalens. 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dietmar Brockes 
Dr. Werner Pfeil 
Dirk Wedel 
 
und Fraktion 

 
 


